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Übersichten

März 2000

Außenpolitik

1 Die VBA rückt erneut in 

den Mittelpunkt der Auf­

merksamkeit

a.) Aufstockung des Militärhaushalts: 

Zusätzlicher Anschub für die VBA 

oder bloße Nachholfinanzierung?

Am 6. März gab Finanzminister Xiang 

Huaicheng bekannt, dass der Haushalt 

für die nationale Verteidigung im Jah­

re 2000 auf 120,5 Mrd. Yuan angeho­

ben werde - eine Zunahme von plus 

12,7% gegenüber dem Vorjahr 1999. 

Die Bekanntgabe erfolgte während der 

dritten Sitzung des IX. NVK.

Xiangs Ausführungen zufolge wird mit 

der Erhöhung des Haushalts eine bes­

sere Besoldung der Offiziere und Sol­

daten sowie der in Macao stationier­

ten Truppen bezweckt (XNA, 7.3.00). 

Zweitens müssten die Armeeeinhei­

ten, die Bewaffneten Polizeikräfte und 

die staatsanwaltschaftlichen, justiziel­

len und Sicherheitsorgane dafür ent­

schädigt werden, dass sie sich künftig 

nicht mehr an kommerziellen Geschäf­

ten beteiligen dürfen. Hierfür werde 

ein ,zusätzlicher Betrag von 5,6 Mrd. 

Yuan“ in Ansatz gebracht.

Für die Beschaffung von Waffen blie­

ben leider kaum Mittel übrig. Statis­

tiken zeigten, dass sich die Vertei­

digungsausgaben der VRCh im Jah­

re 2000 auf 1,37% des BIP und auf 

8,2% der gesamten Staatsausgaben 

belaufen. Verglichen mit dem Welt­

durchschnitt (3% des BIP bzw. 15% 

der staatlichen Gesamtausgaben) blie­

ben diese Aufwendungen nach wie vor 

überaus bescheiden. Der Regierungs­

sprecher fügte bei seiner Pressekonfe­

renz am 7. März hinzu, dass China 

zu den Ländern mit den niedrigsten 

Militär-Pro-Kopf-Ausgaben der Welt 

gehöre (XNA, 8.3.00) - eine Aussage, 

die angesichts einer Einwohnerschaft 

von über 1,2 Mrd. Menschen aller­

dings nicht gerade sensationell ist!

Mit einem Haushaltsdefizit von 229 

Mrd. Yuan hat die VRCh einen neu­

en Rekord aufgestellt. Wenn die VBA 

von den zusätzlichen Ausgaben beson­

ders profitieren konnte, so zeigt dies, 

dass der Staat zu Gunsten des Mi­

litärs erneut bis an den Rand seiner 

Möglichkeiten gegangen ist. Für Groß­

projekte wie Flugzeugträger oder teu­

re Präzisionswaffen (nach dem Sche­

ma des NATO-Einsatzes im Kosovo) 

bleiben aber gleichwohl noch auf Jahre 

hin kaum Spielräume. Trotz des „Son­

deropfers“ zu Gunsten der VBA schei­

nen die meisten Militärkommandan­

ten aber keineswegs zufrieden zu sein. 

Bereits am 6. März äußerte der Vorsit­

zende der „Staatlichen Kommission für 

Wissenschaft, Technologie und Ver­

teidigungsindustrie“, Liu Jibin, dass 

die meisten Generäle frustriert seien, 

wenn sie daran dächten, dass für die 

„Verteidigung der Integrität des Mut­

terlands“ (m.a.W. also für die Wie­

dervereinigung mit Taiwan) gewaltige 

Anstrengungen unternommen - u.U. 

auch Auseinandersetzungen mit den 

USA in Kauf genommen werden müss­

ten (Mingbao, Hongkong, 7.3.00, in 

SWB, 10.3.00).

b.) Nachrüstung

Der Hinweis des Finanzministers, dass 

die Erhöhung der militärischen Mit­

tel lediglich einer Besoldungsverbes­

serung dienen solle, trifft den Nagel 

nicht ganz genau auf den Kopf. Blickt 

man nämlich auf die gesamtasiatische

Situation, so zeigt es sich, dass Chi­

na mittlerweile der letzte unter mehre­

ren anderen Staaten ist, der die Mili­

tärausgaben anhebt. Vorausgegangen 

waren Indien und Pakistan, die sich 

bekanntlich 1998 ein Raketen- sowie 

ein Nukleartest-Wettrennen geliefert 

haben und die, auch im Zusammen­

hang mit den Auseinandersetzungen 

um Kashmir, die Militärausgaben an­

zuheben hatten.

Nachdem Asien ferner ins Raketen­

zeitalter eingetreten ist und Nordko­

rea beispielsweise mit seinem Raketen­

abschuss über das japanische Staats­

gebiet hinweg Beunruhigung in sei­

ner Nachbarschaft ausgelöst hat, ha­

ben auch Südkorea und Japan ih­

re Militärbudgets drastisch erhöht. 

Sollte ferner der Plan eines ameri­

kanisch-japanisch-taiwanischen TMD- 

(Theater Missile Defense)-Systems, al­

so eines gemeinsamen Raketenabwehr­

gürtels, Wirklichkeit werden, würden 

weitere Ausgaben fällig. Überdies ver­

langt Taiwan von den USA die Liefe­

rung von vier Zerstörern mit moderns­

ten Antiraketensystemen. Auch die 

ASEAN-Staaten haben rüstungstech­

nisch mittlerweile nachziehen müssen 

und dies, obwohl sie sich generell be­

mühen, durch die Schaffung von Ge­

sprächsforen (ASEAN Regional Fo­

rum (ARF) und 10+3-Konferenzen) 

Konflikte vor allem durch Verhand­

lungen formellen und informellen Zu­

schnitts zu entschärfen, also möglichst 

wenig an Waffeneinsatz zu denken.

China hat hier also, wie gesagt, als 

Letzter nachgezogen - damit aller­

dings keinen Schlusspunkt gesetzt, 

sondern das Rad der Aufrüstung erst 

Recht in Schwung gebracht.

Beunruhigend auf die Nachbarn wirkt 

es auch, dass die Diskussion um ei­

ne rasche Modernisierung der VBA im 

Zusammenhang mit den zweiten Prä­

sidentschaftswahlen auf Taiwan an In­

tensität erneut zugenommen hat. Vor 

allem die Guangzhou-Militärregion er­

hält z.Z. besondere Zuwendungen und 

besonderen Zuspruch. Am 23. Febru­

ar 2000 war Jiang Zemin dort persön­

lich aufgetreten und hatte die Region 

zu erhöhten Anstrengungen aufgeru­

fen (Jiefang Junbao vom 27.2.00, S.l, 

in SWB, 2.3.00). Die MR Guangzhou 

ist bekanntlich jene Region, von der 

aus im Ernstfall der Hauptstoß gegen 

Taiwan geführt würde.
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cj Hochtechnoloqisierunq von Teilen 

der VBA

Besonders gern spricht Jiang Zemin 

bei Anlässen wie dem Guangzhou- 

Besuch von „der Erhöhung der Fä­

higkeiten für die Führung eines High 

Tech-Kriegs“. Ganz auf dieser Linie 

kam am 29. Februar ein Dokument 

des ZK-Militärausschusses heraus, das 

den langatmigen Titel trägt: „Meinun­

gen über die Intensivierung der wis­

senschaftlichen und technologischen 

Ausbildung der Truppen zur Erlan­

gung der Fähigkeit, einen High Tech- 

Krieg führen zu können“.

Hatte es bei Mao - im Hinblick auf 

das Militär - noch „Hirse+Gewehr“, 

bei Deng Xiaoping aber „St ahl+Eisen“ 

geheißen, so ist jetzt von „Wissen- 

schaft+Technologie“ die Rede. Ganz 

auf dieser Linie müssten vor allem 

„vier Kontingente“ von Militärange­

hörigen besonders intensiv ausgebil­

det werden, nämlich Kommandeure, 

Stabsmitglieder, professionelle Techni­

ker und Instruktoren (XNA, in SWB, 

4.3.00).

Im Interesse der Modernisierung wa­

ren bereits 1999 vier neue Militär- 

Hochschulen ins Leben gerufen wor­

den, nämlich das „Shijiazhuang-Ar­

meekommandokolleg“, ferner die „Uni­

versität für Informationstechnologie“ 

in Zhengzhou/Provinz Henan (XNA,

3.7.99), des Weiteren die „Universität 

für Wissenschaft und Ingenieurwesen“ 

und das „Institut des Artilleriecorps 

der VBA“.

Das Kolleg in Shijiazhuang war durch 

Zusammenlegung der dortigen Insti­

tute für Informationstechnologie, für 

Elektronik und des „Landkartendiens­

tes“ entstanden. An dem Kolleg haben 

sich rund 10.000 Studenten immatri­

kuliert.

Die Universität für Informationstech­

nologie wurde ebenfalls durch die 

Zusammenlegung mehrerer anderer 

Hochschulen und Institute gegründet 

(XNA, 3.7.99).

d.) Bleibt die VBA im Kommerz? Wie 

steht es um ihre Mobilfunkbeteiligung? 

Wie aber sollen all die hier nötig wer­

denden Aufwendungen bezahlt wer­

den? Niemand glaubt ernsthaft, dass 

die genannte Haushaltserhöhung für 

das Jahr 2000 den Bedarf auch nur an­

nähernd decken könne. Wird die VBA 

also am Ende nicht doch ihre bewähr­

te Politik fortsetzen müssen, kommer­

zielle Unternehmen zu betreiben und 

sich dadurch zusätzliche Mittel zu be­

schaffen?

Diese Frage ist in der chinesischen 

Führung z.Z. heftig umstritten: Auf 

der einen Seite pocht Wei Jianxing, 

der Vorsitzende des „ZK-Disziplinar- 

ausschusses“, darauf, dass den vor 

einigen Monaten ergangenen Anwei­

sungen zur Trennung von Amt und 

Kommerz strikt nachgekommen wer­

den müsse, da sonst dem Kampf gegen 

„Korruption“ die Zähne gezogen wür­

den. Wei, der in Teilen der englisch­

sprachigen Presse (z.B. SCMP, 3.3.00) 

auch unter der Bezeichnung „Mister 

Clean“ auftaucht, wies in einer Rede 

vom 2. März darauf hin, dass er an 

sämtliche VBA-Institutionen den Be­

fehl erteilt habe, „in 19.458 Armee- 

Betrieben die Arbeit einzustellen,“ da 

der „Kampf gegen die Korruption le­

benswichtig für die Partei sei“.

Auf der anderen Seite freilich schei­

nen sich viele VBA-Einheiten von 

den Trennungsbefehlen nicht beson­

ders beeindrucken zu lassen. Anläss­

lich einer am Rande der NVK- 

Tagung am 15. März abgehalte­

nen Pressekonferenz wurde bekannt, 

dass die VBA sich mit einigen 

der größten High Tech-Unternehmen 

Chinas zusammengeschlossen hatte, 

um unter dem gemeinsamen Na­

men „Century Mobile Communica- 

tions Corp.“ einen dritten Mobil­

funkanbieter in der VRCh zu gründen. 

In vier Großstädten gibt es bereits 

Mobilfunknetze der VBA, in drei wei­

teren Provinzen werden sie z.Z. aufge­

baut.

Sollte sich die VBA hier - unter 

Einsatz ihrer mächtigen Ellenbogen - 

durchsetzen können, so wäre sie der 

dritte Großbetreiber von Mobilfunk­

diensten und würde wahrscheinlich zu 

einer ernsthaften Konkurrenz für die 

beiden anderen offiziell zugelassenen 

Firmen, nämlich für die in Hongkong 

gelistete „China Mobile Communica- 

tions“ und für „China Unicom“ (China 

United Communications), die im Jah­

re 2000 an die Börse gehen will.

Rund 45 Mio. Chinesen besitzen 

derzeit ein Handy - möglicherweise 

wächst ihre Zahl noch im Jahre 2000 

auf 90 Mio. - ein wahrhaft explosiver

Vorgang, von dem die VBA - allen of­

fiziellen Verboten zum Trotz - offen­

sichtlich nach wie vor profitieren will. 

„Century Mobile Communications“ 

will sich der in den USA entwickel­

ten CDMA-Technologie bedienen. Of­

fensichtlich sind weitere High Tech- 

Unternehmen in China bereit, sich an 

Century Mobile zu beteiligen.

Vor den Erfolg allerdings haben die 

Götter die Zustimmung „des Minis­

teriums für Informationstechnologie“ 

gesetzt.

Ein heikler Interessenkonflikt beginnt 

sich hier anzubahnen, bei dem die 

VBA beweisen muss, ob sie am En­

de nicht stärker ist als „Mister Clean“ 

und jene neuen Rechtsvorschriften, die 

den Weiterbetrieb von Militärunter­

nehmen untersagen.

Auch Ministerpräsident Zhu Rongji 

wurde bei der Konferenz vom 15. März 

nach seinem Votum in dieser Angele­

genheit gefragt - und ließ die Jour­

nalisten wissen, dass die „chinesische 

Regierung die Frage ernsthaft studie­

ren und schon bald entscheiden will“ 

(XNA, 16.3.00). Zhu räumte dabei 

ein, dass die VBA gemeinsam mit 

der „China Telecom“ in vier Städ­

ten CDMA-Versuchsreihen durchge­

führt habe. Doch habe der ZK-Militär- 

ausschuss beschlossen, dass die VBA 

alle ihre kommerziellen Unternehmen 

einstellen müsse.

Die an weiterem Kommerz interes­

sierten Teile der VBA neigen aus 

taktischen Überlegungen dazu, die 

Taiwan-, die Kommerz- und die Mo­

dernisierungsfrage miteinander zu ver- 

nesteln, um auf diese Weise die Un- 

verzichtbarkeit kommerzieller Betäti­

gung zu unterstreichen und sich da­

mit anderen Bürokratien gegenüber 

einen Vorsprung zu verschaffen. „Tai­

wan“ dürfte in diesem Zusammenhang 

letztlich als Vorwand dienen.

e.) Falungong-Metastasen im VBA- 

Körper

Die VBA-Diskussion dreht sich frei­

lich nicht immer nur um Hochtechno­

logie, um Nachrüstung und um Beibe­

haltung kommerzieller Betriebe, son­

dern auch um wesentlich unmilitäri­

schere Dinge, so z.B. um das „Krebs­

geschwür“ Falungong, dessen Toch­

terzellen sich offensichtlich so weit 

im VBA-Körper ausgebreitet haben 
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(SCMP, 24.7.99), dass die Militärfüh­

rung sich bereits zu Gegenkampagnen 

gezwungen sieht, -we-

2 Nachtrag: Bundeskanzler

Schröder in der VR China

(Aus technischen Gründen hat sich 

der Abdruck des vorliegenden Artikels 

leider verzögert.)

Vom 3. bis 5. November 1999 statte­

te der deutsche Bundeskanzler der VR 

China einen dreitägigen Besuch ab - 

und zwar im Anschluss an eine eben­

falls dreitägige Visite in Japan, wo 

er zwei Hauptvorstellungen themati­

siert hatte, nämlich, erstens, die schon 

von der Vorgängerregierung geforder­

te Aufnahme Deutschlands und Ja­

pans in den Kreis der Ständigen Mit­

glieder des UNO-Sicherheitsrats und, 

zweitens, die Empfehlung, China in 

den Kreis der G8 aufzunehmen, also 

eine Erweiterung des bisher aus Frank­

reich, Großbritannien, Italien, Kana­

da, Deutschland, Japan, Russland und 

den USA bestehenden Diskussionszir­

kels zur G9 vorzunehmen.

Japan hatte den ersten Vorschlag mit 

Beifall, den zweiten aber mit Skep­

sis aufgenommen. Der Sprecher des 

japanischen Außenministeriums mein­

te, man solle eine solche Aufnahme 

Chinas in den Kreis der führenden In­

dustrienationen in aller Ruhe darauf­

hin bedenken, ob er dazu verhelfe, eine 

„effektive politische Koordination zu 

ermöglichen“ (SCMP, 3.11.99).

Auch der chinesische Regierungsspre­

cher äußerte sich zurückhaltend. Für 

China war das Angebot ganz gewiss 

schmeichelhaft, doch rechnete man 

dort wohl schon von vornherein mit 

einer skeptischen Einstellung bei vie­

len anderen G8-Mitgliedern, vor al­

lem aber bei den USA. Es wäre al­

so vorschnell gewesen, hier in Ju­

bel auszubrechen. Auf alle Fälle aber 

konnte sich Schröder mit dem G8- 

Vorschlag von vornherein des Wohl­

wollens der chinesischen Führung si­

cher sein, die überdies noch einiges 

gut zu machen hatte, da Schröder ja 

bereits im Mai 1999 zu einer - da­

mals allerdings im Sande verlaufenen 

- Kurzvisite nach China gekommen 

war. Der Besuch hatte sich zu ei­

nem Zeitpunkt ereignet, als die chi­

nesische Botschaft in Belgrad gerade 

durch NATO-Angriffe zerstört worden 

war, sodass sich Schröder auf eine of­

fizielle Entschuldigung im Namen der 

NATO hatte beschränken müssen.

Bei seinem diesmaligen Besuch war 

Schröder von zahlreichen Unterneh­

mern begleitet worden. Nicht zuletzt 

aus diesem Grunde begann der China­

besuch in Shanghai und führte dort 

vor allem zu Einrichtungen von VW 

und von Siemens.

In Beijing wurde Schröder am 4. No­

vember von Zhu Rongji im Ostflügel 

der Großen Halle des Volkes mit mi­

litärischen Ehren empfangen (XNA,

5.11.99).

In Beijing traf Schröder vor allem mit 

Ministerpräsident Zhu Rongji und mit 

Staatspräsident Jiang Zemin zusam­

men, wobei er sich, wie er betonte, alle 

Mühe geben wollte, einen „konstrukti­

ven Dialog“ zu führen.

Bei seinen Besprechungen in Bei­

jing stimmte Schröder, wie die FAZ 

(6./7.11.99) es ausdrückt, „Schalmei­

entöne“ an. Er beschrieb China als ei­

ne „bedeutende Macht in der Welt“. 

Von den 6 Mrd. Erdenbewohnern sei­

en 1,25 Mrd. Chinesen - eine Tat­

sache, die sich auf die weitere Ent­

wicklung der Welt entscheidend nie­

derschlagen werde. Die Weltwirtschaft 

brauche Chinas Mitwirkung. Deutsch­

land fordere die Aufnahme Chinas in 

die WTO (XNA, 6.11.99). Vor allem 

von der wirtschaftlichen Dynamik in 

der Region Shanghai zeigte sich der 

Kanzler beeindruckt. Zhu Rongji und 

Jiang Zemin hörten es gerne (XNA, 6. 

und 7.11.99).

Die Menschenrechtsfrage wurde nur 

am Rande angesprochen. Er, Schrö­

der, sei nicht gekommen, um die Chi­

nesen mit erhobenem Zeigefinger zu­

rechtzuweisen. Auf die Frage eines 

Journalisten nach seiner Haltung zur 

Falungong, meinte Schröder, er sei 

kein Sektenexperte.

Im Übrigen nahm Zhu die Menschen­

rechtsbemerkungen so hin, wie es 

mittlerweile zum chinesischen Ritu­

al geworden ist: Man hört sich die 

Haltung des Gegenüber an, betont 

die Andersartigkeit der Kulturen so­

wie des chinesischen Rechtsverständ­

nisses, stellt klar, dass es eine Einmi­

schung in die inneren Angelegenhei­

ten nicht geben darf, verspricht aber 

gleichzeitig einen Dialog, was dann auf 

der anderen Seite als „Fortschritt“ in­

terpretiert wird.

Zu wirklich praktischen Ergebnissen 

führen die Pflichtbemerkungen westli­

cher Politiker selten. Dies bekam auch 

Schröder zu spüren, während dessen 

Anwesenheit in Beijing am 4. No­

vember auf dem Tiananmenplatz ein 

Dutzend Falungong-Anhänger verhaf­

tet wurden.

Im Anschluss an ihre Besprechungen 

und an eine Pressekonferenz vom 4. 

November nahmen die beiden Regie­

rungschefs Schröder und Zhu an ei­

ner Zeremonie teil, bei der die bei­

den deutschen Chemiekonzerne BASF 

und Bayer Absichtserklärungen unter­

zeichneten. BASF und die China Pet­

ro Chemical Corp. kamen darin über­

ein, eine Machbarkeitsstudie über ein 

integriertes petrochemisches Projekt 

in Nanjing (in Höhe von rund 5 Mrd. 

DEM) zu erstellen.

Unterzeichnet wurde ferner eine Ab­

sichtserklärung zwischen der Bayer 

AG und der Shanghai Polymer Com­

pany über künftige Investitionen in 

Höhe von rund 900 Mio. DEM (XNA, 

in SWB, 6.11.99).

Schon während der Gespräche mit 

Schröder war Zhu Rongji übrigens 

überraschend auf das Interesse Chinas 

am Transrapid für die Strecke zwi­

schen Beijing und Shanghai zu spre­

chen gekommen. Allerdings handele es 

sich hier lediglich um eine Vision, kei­

neswegs schon um einen festen Plan.

Die deutsch-chinesischen Wirtschafts­

beziehungen haben sich auch nach Be­

ginn der Asienkrise weiter gut ent­

wickelt. 1998 lag der Gesamtumsatz 

zwischen beiden Seiten bei 34,9 Mrd. 

DEM, wobei das deutsche Defizit er­

neut angestiegen war: Deutsche Ex­

porte nach China: 11,9 Mrd. DEM, 

deutsche Importe aus China 23 Mrd. 

DEM - Defizit also 11,1 Mrd.

China ist nach Japan der bedeutends­

te Handelspartner Deutschlands in 

Asien. Gleichwohl entfallen nur 2,8% 

der deutschen Einfuhren (Platz 11) 

und 1,3% der Ausfuhren (Platz 18) auf 

China.

Nach Angaben der Deutschen Bundes­

bank investierten deutsche Unterneh­

men 1998 in China 886 Mio. DEM. 

1997 waren es noch 1,59 Mrd. DEM 
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gewesen, 1996 1,52 Mrd. - ein Rück­

gang also im Jahre 1998!

Trotz des verhältnismäßig geringen 

Anteils deutscher Investitionen am 

Gesamtbestand der ausländischen Di­

rektanlagen zählen Unternehmen aus 

Deutschland in vereinzelten Branchen, 

wie dem Automobil-, dem Elektronik- 

und dem Chemiebereich zu den wich­

tigsten Partnern Chinas.

Deutsche Unternehmen beklagen wei­

terhin den Mangel an verlässlichen 

Marktinformationen sowie extrem ho­

he Einstiegskosten. Mittelständische 

Unternehmen könnten hier häufig 

nicht mithalten. Umso wichtiger sind 

Starthilfen der Deutschen Außenhan­

delskammer sowie das Anfang 1999 in 

Beijing eröffnete Deutsche Haus.

Für einen Besuch dieser Einrichtun­

gen blieb dem Kanzler angesichts des 

vollen Terminkalenders allerdings kei­

ne Zeit.

Mit den beiden oben erwähnten, von 

BASF und Bayer geplanten Projekten 

ist der seit einiger Zeit sich abzeich­

nende Rückgang deutscher Investitio­

nen konterkariert worden, zumindest 

psychologisch. Auch waren die Erklä­

rungen der beiden Chemieriesen eine 

Bekundung dafür, dass China für die 

deutsche Wirtschaft nach wie vor ein 

interessanter Partner ist, der heutzu­

tage allerdings etwas realistischer ein­

geschätzt wird, als es in den noch von 

Optimismus erfüllten 80er Jahren der 

Fall war.

Nach dem Abschluss des Besuchs 

sprach Schröder von einem „wirklichen 

Erfolg“ seiner China-Visite, in deren 

Mittelpunkt neben der Festigung und 

Entwicklung der deutsch-chinesischen 

Beziehungen Fragen des Ausbaus der 

wirtschaftlichen Zusammenarbeit ge­

standen hätten, -we-

3 Einladung Chinas zur G8- 

Konferenz?

Bereits Bundeskanzler Schröder hat­

te bei seinem Beijing-Besuch im No­

vember 1999 den Vorschlag unterbrei­

tet, dass die VR China in Zukunft 

zur G8 hinzugezogen werden solle. Das 

Treffen der Großen Sieben war ur­

sprünglich unter Zulassung Russlands 

zur G8 erweitert worden. Ihm gehö­

ren heutzutage Deutschland, Frank­

reich, Großbritannien, Italien, Japan,

Kanada, Russland und die USA, also 

die führenden Wirtschaftsmächte die­

ser Erde an.

Da der G8-Gipfel diesmal, d.h. im Juli 

2000, im japanischen Okinawa statt­

findet, hat die japanische Regierung 

den Vorschlag Schröders aufgegriffen 

und möchte gerne auch China mit hin­

zuladen (21. bis 23. Juli).

Die USA stehen diesem Vorschlag je­

doch skeptisch gegenüber und haben 

sich einstweilen quer gelegt (Kyodo, in 

SWB, 2.3.00). -we-

4 Stürmischer Wellengang in 

den Beziehungen zur EU

Zwei Ereignisse haben verdeutlicht, 

dass es mit den chinesisch-europäi­

schen Beziehungen, trotz gegenteili­

ger Versicherungen und Beschwörun­

gen, nicht immer zum Besten bestellt 

ist.

Da ist erstens der Abbruch der WTO- 

Gespräche. Nachdem es im November 

1999 zu einem bilateralen Handels­

abkommen zwischen Washington und 

Beijing gekommen war - und damit 

das wichtigste Hindernis auf dem Weg 

zum Beitritt Chinas in die WTO be­

seitigt zu sein schien -, ist es nun, et­

was überraschend, zu Schwierigkeiten 

im Verhältnis zwischen Beijing und 

Brüssel gekommen, obwohl die EU seit 

Jahren die Mitgliedschaft der VRCh 

in der WTO fordert.

Über den Beitritt verhandeln die 

WTO-Länder bilateral, wobei die ein­

zelnen „Mitglieder“ auch als Gemein­

schaft auftreten können, z.B. die EU.

Mit den meisten WTO-Ländern hat 

China bei Gesprächen in Genf längst 

Einigung erzielen können, nicht dage­

gen mit der EU (Verhandlungen in 

Beijing und in Brüssel!).

Am 28. März kam EU-Außenhan­

delskommissar Pascal Lamy persön­

lich nach Beijing, um - in einem drit­

ten Anlauf - verbleibende Schwierig­

keiten unter Dach und Fach zu brin­

gen.

In einigen Fragen, wie der Öffnung des 

chinesischen Marktes für Telekommu­

nikationseinrichtungen, für Versich- 

erungs- und für Bankgeschäfte, aber 

auch bei der Regelung des geistigen 

Eigentums konnten jedoch auch dies­

mal keine Einigungen erzielt werden - 

und die Lamy-Kommission reiste ohne 

Ergebnisse nach Brüssel zurück. Da­

mit war die dritte Runde ergebnislos 

zu Ende gegangen.

Beide Seiten sind sich allerdings darin 

einig, dass langfristig eine Einigung er­

zielt werden muss, da der Handel von 

Jahr zu Jahr zunimmt, wobei übri­

gens die VRCh stets gewaltige Über­

schüsse erzielt, insofern nämlich die 

EU-Importe aus China in der Regel 

mehr als doppelt so hoch sind wie EU- 

Exporte dorthin. Dies beweisen vor al­

lem die Jahre 1995-1998. 1995 impor­

tierte die EU aus China Waren für 

(aufgerundet) 26 Mrd. US$ und ex­

portierte dorthin 15 Mrd. 1996 laute­

te dieses Verhältnis 30:15, 1997 37:16, 

1998 42:18 und 1999 56:30 (Xinhua, in 

SWB, 8.3.00).

Auch die Investitionen steigen kon­

tinuierlich. Bis Oktober 1999 hatten 

Firmen aus der EU 10.025 Projekte 

in China aufgezogen - mit einem Ge­

samtbetrag von 396 Mrd. US$, von de­

nen 207 Mrd. bereits ausgezahlt wor­

den sind. In den Monaten Januar bis 

Oktober 1999 kamen weitere 695 Di­

rektinvestitionsprojekte hinzu - mit 

einem Gesamtbetrag von 325 Mrd. 

US$. Bei den europäischen Projekten 

handelt es sich zudem um hochkapi­

talisierte und hochtechnische Anlagen, 

womit sie genau in die Planungen Bei­

jings passen.

Außerdem ist die EU Hauptquelle 

des Technologietransfers nach Chi­

na - der Anteil liegt pro Jahr im 

Durchschnitt bei rund 65%. Auch 

bei der Zusammenarbeit im Ausbil- 

dungs-, Wissenschafts- und Technolo­

giebereich ist die EU der wichtigste 

Partner Chinas (ebd.).

Angesichts dieser Dichte der Aus­

tauschbeziehungen erwartet die EU 

höhere Zugeständnisse, als sie von Bei­

jing den USA eingeräumt worden sind.

Licht und Schatten liegen hier also 

dicht beieinander.

Schatten gab es auch bei einem zwei­

ten Ereignis, als nämlich der neu er­

nannte EU-Kommissar für Außenbe­

ziehungen, Chris Patten, Ende De­

zember 1999 der chinesischen Re­

gierung seine Aufwartung in Beijing 

machte.

Patten kam zusammen mit EU- 

Präsident Romano Prodi und Pa- 
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vo Lipponen, dem Ministerpräsiden­

ten Finnlands, das damals die EU- 

Präsidentschaft innehatte, zu Gesprä­

chen nach Beijing.

Die Situation war deshalb heikel, weil 

Patten während seiner Zeit als letzter 

Gouverneur Hongkongs zum Erzfeind 

der Beijinger Regierung geworden war 

- hauptsächlich wegen der von Patten 

in letzter Minute gestarteten Demo­

kratisierungsversuche, die der chinesi­

schen Regierung überaus unangenehm 

gewesen waren. Aus diesem Grund 

war der Gouverneur geschmäht und 

als ein „Sünder auf 1.000 Generatio­

nen hin“ gescholten worden.

Eben dieser „Sünder“ aber ist nun EU- 

Außenkommissar und musste in die­

ser Eigenschaft u.a. auch von Minis­

terpräsident Zhu Rongji begrüßt wer­

den. Im Vorfeld der Visite bekannte 

Patten: „Ich war in der Großen Hal­

le des Volkes im Mai 1989 bei einer 

Sitzung der ADB und ich war zuletzt 

in Beijing im Jahre 1992 aus Anlass 

von überaus stürmischen und ganz ge­

wiss nicht freundschaftlichen Diskus­

sionen. Und so freut es mich, dass 

ich jetzt auch wiederkomme“ - zu ei­

nem hoffentlich freundlicheren Emp­

fang (SCMP, 22.12.99).

Auf Grund seiner früheren Auseinan­

dersetzungen mit der chinesischen Re­

gierung ist Patten nun geradezu ver­

pflichtet, sich Beijing gegenüber als 

aufrechter und kompromissloser Ver­

fechter der Menschenrechte zu zei­

gen. Kein Wunder, dass er seinen Ge­

sprächspartnern gegenüber auch die 

Frage der politischen Dissidenten und 

der verbotenen Falungong themati­

sierte.

Die chinesischen Gastgeber haben das 

etwas peinliche Zeremoniell mit Wür­

de überstanden.

Allen Irritationen zum Trotz bleibt die 

Suche nach dem „Gemeinsamen“ aber 

das Hauptbestreben im chinesisch­

europäischem Verhältnis.

Schon im Februar 1998 hatte der da­

malige Ministerpräsident Li Peng er­

klärt, dass sich China der EU in 

gleich sechs grundlegenden Bereichen 

verbunden fühle (XNA, 18.2.98, C.a., 

1998/3, Ü 1):

(1) Keine Konflikte in fundamenta­

len Fragen,

(2) Komplementarität in wirtschaft­

licher und technologischer Hin­

sicht,

(3) gemeinsame oder ähnliche An­

sichten in Fragen der internatio­

nalen Politik,

(4) Übereinstimmung in Fragen des 

Völkerrechts sowie der UNO- 

Priorität,

(5) Respektierung der gegenseitigen 

Kulturbesonderheiten und

(6) gemeinsame Sorge für jene Pro­

bleme, die das Überleben der 

Menschheit beträfen, -we-

5 50 Jahre diplomatische Bezie­

hungen zwischen China und 

der Schweiz

Bereits am 17. Januar 1950 hatte 

die Schweiz als eines der ersten Län­

der Europas der neuen Regierung der 

VRCh (ausgerufen am 1. Oktober 

1949) die Anerkennung ausgesprochen 

und am 14. September 1950 diploma­

tische Beziehungen aufgenommen.

Die Bedeutung dieses Ereignisses ist 

aus heutiger Sicht nur dann zu be­

greifen, wenn man sich die damalige 

Isolation der VR China und die da­

raus resultierende, überaus schwierige 

diplomatische Lage des neugegründe­

ten Staatswesens vor Augen führt.

Im Oktober/November 1949 hatten 

zunächst die damaligen Ostblockstaa­

ten ihre diplomatische Anerkennung 

für die VRCh ausgesprochen, und 

zwar - in dieser Reihenfolge! - die 

Sowjetunion, Bulgarien, Rumänien, 

Nordkorea, die CSSR, Ungarn, Polen, 

die Mongolische VR, die DDR, Alba­

nien und Nordvietnam.

Im April 1950 folgten Indien, im Mai 

Schweden und Dänemark, im Juni Bir­

ma und Indonesien und dann, im Sep­

tember, die Schweiz und Finnland. Im 

Mai 1951 schloss sich noch Pakistan 

an, bevor dann eine längere Pause 

von drei Jahren einkehrte und erst 

1954 wieder drei weitere diplomatische 

Partner hinzukamen, nämlich Groß­

britannien, Norwegen und die Nieder­

lande.

Unter den westeuropäischen Ländern 

war die Schweiz also der dritte Staat, 

der den damals noch kühnen diploma­

tischen Schritt wagte, der jedoch so­

gleich die vorteilhaftesten Konsequen­

zen mit sich brachte: China richtete 

nämlich in Bern die auf Jahre hin­

aus wichtigste diplomatische Vertre­

tung des Neuen China in Westeuro­

pa ein, über die später u.a. auch Ge­

spräche mit der BR Deutschland auf­

genommen wurden, und zwar von der 

Regierung des damaligen Bundeskanz­

lers Ludwig Erhard.

Der Schweizer Botschafter in China, 

Dominique Dreyer, weiß das Jubilä­

um mit Gespür für Öffentlichkeit zu 

nutzen. Im Laufe des Jahres 2000 

sollen mehrere Veranstaltungen mit 

Künstlern und Ausstellungen durch­

geführt werden, die an den denkwürdi­

gen Schritt der beiden Staaten vor 50 

Jahren erinnern (XNA, 16.3.00). -we-

6 Neues VRCh-Dilemma in den 

USA

Wieder einmal sieht sich die US- 

amerikanische Regierung vor eine 

schwierige Entscheidung gestellt, in­

sofern sie gleichzeitig die VRCh und 

Taiwan bedienen will: Einerseits gilt 

es, den Kongress von der Notwendig­

keit einer Ratifizierung des bilateralen 

Handelsvertrags mit China zu über­

zeugen, andererseits aber auch die Zu­

stimmung für weitere Waffenlieferun­

gen an das von der VRCh bedrohte 

Taiwan zu erlangen.

Im November 1999 haben beide Seiten 

ein Handelsabkommen unterzeichnet, 

das der VRCh einen PNTR-Status 

(Permanent Normal Trade Relations) 

einräumen würde. Bekanntlich bilden 

die PNTR die entscheidende Voraus­

setzung für einen Eintritt der VR 

China in die Welthandelsorganisation 

(WTO).

Die Entscheidung dürfte dem Kon­

gress nicht leicht fallen. Bisher konn­

te über den Meistbegünstigungsstatus 

(so wurde „PNTR“ früher genannt!) 

zu Gunsten Chinas jeweils von Jahr 

zu Jahr entschieden werden, sodass 

hier eine Art Druckmittel gegen Bei­

jing zur Hand war. Die Ratifizierung 

des Handelsvertrages würde die Meist­

begünstigung dagegen ein für allemal 

festschreiben. In diesem Fall, so argu­

mentieren die Gegner der Unterzeich­

nung, könne China selbst bei schwe­

ren Menschenrechtsverletzungen nicht 

mehr richtig zur Rechenschaft gezogen 

werden.
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Sowohl Clinton als auch sein Stell­

vertreter Gore riefen den Kongress 

Anfang März dazu auf, seine Zu­

stimmung zur Ratifizierung zu ertei­

len. Das Normalisierungsabkommen 

sei der wichtigste Beitrag der USA 

für einen konstruktiven Wandel in der 

VRCh seit dem historischen Beijing- 

Besuch des damaligen Präsidenten Ri­

chard Nixon im Jahre 1972. Es gel­

te jetzt die Weichen zu stellen (XNA, 

17.3.00). Al Gore wies daraufhin, dass 

das Abkommen für die USA auch in­

sofern von Nutzen sei, als jede zu­

sätzliche Dollar-Milliarde im Export 

rund 20.000 Arbeitsstellen in den USA 

schaffe.

Mit ähnlichen Argumenten dräng­

te am 9. März auch die chine­

sische Regierung auf eine „klare 

und unmissverständliche Entschei­

dung“ (XNA, 10.3.00).

Ein geregelter Zugang zum US-Markt 

ist für die chinesische Exportwirt­

schaft von enormer Bedeutung, da die 

bilaterale Handelsbilanz seit Jahren 

hohe und von Jahr zu Jahr wachsen­

de Überschüsse zu Gunsten Chinas ab­

wirft. Vergleicht man die chinesischen 

Importe aus den USA mit den chine­

sische Exporten in die USA, so ergibt 

sich für 1994 (aufgerundet) das Ver­

hältnis 9 Mrd.:41 Mrd. US$, für 1995 

12:50, für 1996 12:54, für 1997 13:66, 

für 1998 14:75. 1999 hat sich diese Ent­

wicklung festgesetzt; Zahlen sind bis­

her allerdings nur für die Monate Ja­

nuar bis Oktober verfügbar: 11:71.

Etwas undiplomatisch gab der Spre­

cher des Außenministeriums, Zhu 

Bangzao, zugleich mit der Forderung, 

dass das bilaterale Handelsabkom­

men unterzeichnet werde, noch ei­

ne zusätzliche weitere Erklärung he­

raus, in der die USA gewarnt wur­

den, weiter Waffen an Taiwan zu 

liefern. Das US-Verteidigungsministe­

rium habe dem Kongress die Ab­

sicht mitgeteilt, an Taiwan 162 Hawk- 

Flugzeugabwehrraketen zu liefern und 

außerdem das bestehenden TPS-43F- 

Radarsystem auf TPS-75V-Standard 

zu bringen - Wert des Handels: 200 

Mio. USS.

China sei über Nachrichten dieser Art 

tief beunruhigt und fordere die USA 

dazu auf, „augenblicklich alle Waf­

fenverkäufe an Taiwan einzustellen“. 

Durch nicht weniger als drei Kom­

munikees hätten sich die USA bisher 

eindeutig auf einen Waffenlieferungs­

verzicht verpflichtet, ihr Wort aber 

trotzdem immer wieder gebrochen. Es 

handle sich hier um eine ernsthafte 

Einmischung in die inneren Angele­

genheiten Chinas (XNA, 10.3.00).

Die Clinton-Regierung findet Argu­

mente dieser Art nicht überzeugend, 

da es sich bei den gelieferten Waffen 

nicht um Angriffs-, sondern um Ver­

teidigungsgerät handle. Nicht Taiwan 

oder die USA, sondern die VR Chi­

na und ihre VBA seien die Angreifer. 

Man erinnere sich doch an die zahlrei­

chen Marinemanöver der VBA, an den 

Abschuss von zwei (unmunitionierten) 

Raketen in Richtung Taiwan und an 

die Drohungen gegenüber der Inselbe­

völkerung mit der Neutronenbombe!

Unbeeindruckt von solchen „Ausre­

den“ weist Beijing die amerikanische 

Regierung immer wieder auf die zen­

trale Bedeutung der Taiwan-Frage für 

die amerikanisch-chinesischen Bezie­

hungen hin. Es genüge nicht, dass die 

USA ihre „Ein-China-Politik“ nur in 

Worten bekräftigten; sie müssten den 

Worten vielmehr auch Taten folgen 

lassen, indem sie vor allem die Waffen­

lieferungen an Taiwan einstellten. Die 

USA wiederum bestehen darauf, dass 

China vorher von seiner Kriegsan­

drohungspolitik gegenüber Taiwan ab­

rückt. -we-

7 Zankapfel TMD und NMD

Der Streit um den Aufbau eines TMD- 

(Theater Missile Defense), also eines 

Raketenabwehr-Systems (unter Ein­

beziehung Japans und Taiwans) in 

Asien und eines NMD-(National Mis­

sile Defense)-Systems in den USA, 

gerät immer mehr in den Mittel­

punkt nicht nur chinesisch-amerika­

nischer Polemiken, sondern auch der 

„strategisch-partnerschaftlichen“ In­

vektiven Chinas und Russlands gegen 

die USA.

Das TMD war z.B. nicht nur ein 

Hauptgesprächsgegenstand beim Be­

such des chinesischen Außenminis­

ters Tang Jiaxuan in Moskau (28.2. 

bis 1.3.2000) (vgl. dazu Übersicht 8 

im vorliegenden Heft), sondern bilde­

te auch den Hauptangriffspunkt Sha 

Zukangs auf die amerikanische Poli­

tik. Sha ist Chinas Hauptrepräsen­

tant im „Abrüstungsausschuss des Au­

ßenministeriums“. Am 12. November 

1999 hatte er darauf hingewiesen, 

dass die TMD- und NMD-Pläne ge­

gen den ABM-(Antiballistic Missile)- 

Treaty verstießen, der noch während 

des Kalten Kriegs zwischen den USA 

und der ehemaligen Sowjetunion ab­

geschlossen worden war. Der ABM- 

Vertrag bezwecke, ebenso wie der 

NPT-(Nonproliferation-, Nichtweiter- 

verbreitungs)-Vertrag, die Verminde­

rung der Gefahr gegenseitiger Angrif­

fe und laufe auf nukleare Abrüstung 

hinaus. Wenn ein Land nun aber nicht 

etwa abrüste, sondern Abwehrsysteme 

gegen eventuelle Angriffe des ande­

ren errichte, so beeinträchtige dies die 

strategische Balance (XNA, 26.11.99).

Die USA hätten bisher schon mehre­

re Male ihrer Überzeugung Ausdruck 

verliehen, dass der ABM-Vertrag ein 

Pfeiler der strategischen Gleichge­

wichtserstellung und eine Vorausset­

zung für weitere nukleare Abrüstung 

sei. Nun aber versuchten sie, den Be­

stimmungen des ABM-Vertrags durch 

die Hintertür zu entgehen, ja sich 

aus dem Vertrag vielleicht sogar gänz­

lich wegzustehlen. Dies sei ein höchst 

merkwürdiges Verhalten - und könne 

nicht hingenommen werden. Russland 

jedenfalls habe sich dankenswerterwei­

se jeder Aufweichung des ABM-Ver­

trags verweigert.

Westliche Beobachter (z.B. NZZ,

28.11.99) fragen, warum Sha diese kei­

neswegs neuen Überlegungen ausge­

rechnet jetzt vorgebracht habe, und 

weisen darauf hin, dass es sich hier­

bei möglicherweise um eine Ablenkung 

von eigenen „Sünden“ handele, näm­

lich dem Aufbau einer Raketenbasis in 

der Taiwan gegenüber liegenden Pro­

vinz Fujian. (Die Rede ist hier von ei­

nem Ort namens „Yangang“, der an­

geblich rund 480 km von Taiwan ent­

fernt sei. Auf den einschlägigen Kar­

tenwerken lässt sich ein solcher Ort 

jedoch nicht ausmachen. Zumindest 

amerikanische Spionagesatelliten sol­

len die Installation in „Yangang“ ent­

deckt haben.)

Auf alle Fälle ist Taiwan alarmiert 

und hat nun verstärkt über die Auf­

nahme in das vorgeschlagene TMD- 

Schutzprojekt nachzudenken, um sich 

auf diese Weise gegen Angriffe von 

Seiten des Festlands zu immunisieren. 

Der VRCh bliebe dann nur noch die 

Androhung einer konventionellen In­

vasion mit Schiffen.
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Allerdings dürften bis zur Errichtung 

des TMD und bis zur Erlangung einer 

ausreichenden Operationsfähigkeit der 

VBA-Marine noch viele Jahre verge­

hen. Bis dahin bliebe Taiwan durchaus 

verwundbar. Nichts könnte freilich ab­

surder sein als ein Raketenangriff auf 

Taiwan (Näheres dazu C.a., 2000/2, 

S.148-154).

Zwei Ereignisse sind im Zusammen­

hang mit der TMD-Diskussion bemer­

kenswert:

Zum einen gerät die TMD-, NMD- 

und ABM-Problematik immer mehr 

in den Mittelpunkt der chinesisch­

russischen Überlegungen zur Herstel­

lung einer „globalen strategischen Sta­

bilität“ (XNA, 29.11.99). Zum an­

deren rücken Raketenrüstungs- und 

Nuklearüberlegungen wieder mehr ins 

Rampenlicht. Symbolisch kam dies 

u.a. in den groß angelegten Feiern 

zum 100. Geburtstag des 1992 ge­

storbenen, früheren Marschalls Nie 

Rongzhen (1899-1992) zum Ausdruck, 

der als Gründer der „chinesischen 

Verteidigungsindustrie“ und nicht zu­

letzt als langjähriger Hauptprotektor 

des chinesischen Nuklear-, Raketen- 

und Weltraumprogramms gilt (XNA,

29.11.99). -we-

8 Neubestätigung der strategi­

schen Partnerschaft“ bereits 

im Vorfeld der Wahl Putins 

zum russischen Präsidenten

a.) Besprechungen Tang Jiaxuans

Am 26. März 2000 fand die Wahl Pu­

tins zum russischen Präsidenten statt. 

Wenige Wochen vorher, nämlich vom 

28. Februar bis 1. März 2000, war Au­

ßenminister Tang Jiaxuan zu seinem 

ersten Russlandäufenthalt nach Mos­

kau gekommen und hatte dort Ge­

spräche nicht nur mit seinem Amts­

kollegen, sondern auch mit dem Prä­

sidentschaftskandidaten geführt, des­

sen Wahl zu dieser Zeit schon weit­

gehend feststand. Tang übergab auch 

einen Brief Jiang Zemins. Offensicht­

lich sollte der Besuch einer Fortschrei­

tung der „strategischen Partnerschaft“ 

zwischen beiden Seiten dienen, die un­

ter Präsident Jelzin begründet worden 

war.

In der Tat kam es im Laufe der Ge­

spräche zu einer nahezu lückenlosen 

Überstimmung der beiderseitigen Po­

sitionen. Folgende Einzelpunkte sind 

erwähnenswert:

- Noch im laufenden Jahr soll ein 

weiteres chinesisch-russisches Gip­

feltreffen stattfinden.

- Beide Seiten beschlossen auch 

Vorbereitungen dafür zu treffen, 

dass es in Zukunft zu regelmäßi­

gen Treffen zwischen ihren Minis­

terpräsidenten kommt.

- Das chinesisch-russische Verhält­

nis sei nicht gegen eine dritte Par­

tei gerichtet, sondern finde im Zug 

der Multipolarisierung der neuen 

Weltordnung statt.

- Einmischung in die inneren An­

gelegenheiten souveräner Staaten 

unter dem Vorwand von Men­

schenrechten seien eine Verletzung 

der UNO-Charta.

- Die „globale strategische Stabili­

tät“ und Ausgewogenheit müsse 

im Interesse des Weltfriedens bei­

behalten werden. Der 1972 un­

terzeichnete ABM-Vertrag sei die 

Grundlage „strategischer Stabili­

tät“.

- Beide Seiten stimmten in den 

grundlegenden Sicherheitsfragen 

entlang ihrer Nachbarregionen 

überein, sei es nun im asiatisch­

pazifischen, im zentralasiatischen 

oder im südasiatischen Bereich. 

Beide wollten ihre Zusammenar­

beit in diesen Bereichen innerhalb 

des Rahmenwerks der „Shang­

haier Fünf“ fortsetzen. Zu den 

genannten „Fünf“ gehören China, 

Russland und die drei zentralasia­

tischen Republiken, mit denen 

China gemeinsam Grenzen hat, 

nämlich Kasachstan, Kirgistan 

und Tadschikistan. Sie hatten sich 

in den vergangenen Jahren meh­

rere Male zu Zwecken der Grenz­

absicherung und der gegenseitigen 

Vertrauensbildung getroffen, u.a. 

auch in Shanghai. Es handelt sich 

m.a.W. um jene fünf Mächte, die 

für den Frieden in Zentralasien 

am meisten verantwortlich sind. 

(Die „Fünf“ treten aber auch bi­

lateral miteinander in Kontakt: 

So verhandelte die CNPC (China 

National Petroleum Oil Corpo­

ration) im Dezember 1999 mit 

der Staatlichen Kasachischen Öl­

gesellschaft über den Bau einer 

Ölpipeline für den Transport ka­

sachischen Öls nach China. Erste 

Teilabschnitte über 3.000 km wa­

ren bereits 1997 vereinbart worden 

(Interfax, in SWB, 15.12.99). 1998 

hat Kasachstan an China 360.000 

Tonnen Rohöl geliefert, im Jahre 

2000 sollen es über 500.000 Ton­

nen sein.)

- Beide Seiten, China und Russland, 

unterstützten aktiv alle Anstren­

gungen im asiatisch-pazifischen 

Bereich, die der dortigen regio­

nalen Sicherheit dienten, vor al­

lem der Schaffung von nuklearfrei­

en Zonen.

- Russland unterstütze die chinesi­

sche Politik gegenüber Hongkong 

und Macao sowie in der Taiwan- 

Frage.

- Die chinesische Seite anderer­

seits unterstütze die „antiterroris­

tischen“ Operationen Russlands in 

Tschetschenien (XNA, in SWB, 

3.3.00).

Anlässlich der Visite Tangs wurden 

auch noch zwei Abkommen unter­

zeichnet, die dem Besuch der Staats­

bürger beider Seiten sowie ihre Befrei­

ung vom Visazwang regeln.

b.) Klebanov und die russischen Rüs­

tungsgeschäfte mit China

Zwei Tage, nachdem Tang Moskau 

wieder verlassen hatte, traf der rus­

sische Stellvertretende Ministerpräsi­

dent Ilya Klebanov zu einem eben­

falls dreitägigen Besuch in Beijing ein, 

wobei im Mittelpunkt der Gespräche 

wieder einmal der für Russland über­

aus lukrative Handel mit Militärgü­

tern stand. Klebanov, der an der Spit­

ze des militärisch-industriellen Kom­

plexes steht, verhandelte u.a. mit Au­

ßenhandelsministerin Wu Yi sowie mit 

dem Stellvertretenden ZK-Militäraus- 

schussvorsitzenden Zhang Wannian. 

Darüber hinaus kam er mit Jiang Ze- 

min und Ministerpräsident Zhu Rongji 

zusammen.

Auch diesmal ging es um ein „Fest­

klopfen“ gemeinsamer Standpunkte 

über den Wahltermin vom 28. März 

hinaus.

Außerdem kam es beim Besuch Kle- 

banovs noch zur Unterzeichnung zwei­

er Abkommen, nämlich über die 

Lieferung von spaltbarem Materi­

al an das von Russland mitgebau­

te Tianwan-KKW, im östlichen Teil 

der Provinz Jiangsu, sowie über ein 

„Technologie- und Wissenschaftsko­

operationsprogramm“ .
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Klebanov wies darauf hin, dass Russ­

land seinen Handel mit China et­

was ausgeglichener gestalten wolle - 

weg vom reinen Handel mit Militär­

gütern und hin zur stärkeren Ein­

beziehung von Zivilgütern. Während 

der Visite Klebanovs wurden aller­

dings keine neuen Rüstungslieferungs­

abkommen geschlossen. Immerhin be­

darf es ja auch noch einer viel­

fachen Konkretisierung der bereits 

unterzeichneten Verträge. Verhandelt 

wurde möglicherweise über das Aus­

lieferungsdatum eines zweiten Rake­

tenzerstörers der Sovremenny-Klasse 

und einer Fortsetzung der Lieferung 

von Sukhoi-27-Jagdflugzeugen. Viel­

leicht wurden auch neue gemeinsame 

Öl- und Gasprojekte sowie die Herstel­

lung einer „neuen Generation von Zi­

vilflugzeugen“ diskutiert (Bau der SU 

27 in China).

Bereits im August 1999 hatte Kleba­

nov Gespräche geführt, in denen dann 

ein Vertrag über den Verkauf von 60 

Maschinen des Typs SU 30 im Wer­

te von rund 30 Mrd. US$ unter Dach 

und Fach gebracht worden war (C.a., 

1999/8, Ü 3). Mit Lieferungen dieses 

Kalibers erhält Beijing ein militäri­

sches Instrumentarium an die Hand, 

das seinen Angriffsdrohungen gegen 

Taiwan mehr Gewicht verliehe. Auch 

über den Verkauf russischer MI-8T- 

Helikopter an China wurde im August 

1999 verhandelt.

Allen Freundschaftsbekundungen zum 

Trotz ist das Klima zwischen Bei­

jing und Moskau allerdings keines­

wegs ungetrübt. Nach wie vor gibt es 

Streit um einige Inseln im Amur- und 

Ussuri-Gebiet, nach wie vor auch ist 

Beijing über Agitationen in der russi­

schen Bevölkerung zum Thema „gelbe 

Gefahr“ beunruhigt und nicht zuletzt 

liegt die Zeit der Auseinandersetzun­

gen, bei denen Moskau noch als Feind 

Nr. 1 gegolten hatte, gerade einmal 15 

Jahre zurück, -we-

9 Einbindung Chinas: Ein

Hauptziel der ASEAN-Au­

ßenpolitik

ASEAN-Generalsekretär Rodolfo C. 

Severino erklärte in einem Interview 

an seinem Amtssitz in Jakarta, dass 

China aus ASEAN-Sicht eine hervor­

ragende Rolle in Südostasien spiele 

und die Hoffnung bestehe, die VRCh 

werde eine noch aktivere Rolle bei der 

regionalen Stabilisierung übernehmen. 

Die ASEAN-Länder erwarten von 

China erstens eine konstruktive 

Dialog-Partnerschaft in dem (seit 1994 

bestehenden) ARF (ASEAN Regional 

Forum) und eine Mitwirkung bei der 

Schaffung einer südostasiatischen, nu­

klearfreien Zone.

Außerdem stehe man mit der VR Chi­

na in ständigen Arbeitsbeziehungen 

über Handels- und Investitions- so­

wie über Wissenschafts- und Tech­

nologiefragen. Nicht zuletzt gebe es 

zwischen dem Sekretariat und Beijing 

jedes Jahr eine offizielle Konsultati­

on, bei der die Beziehungen zwischen 

ASEAN und China Hauptthema seien 

(XNA, 10.3.00).

Zusätzlich erwähnt werden sollte hier 

die noch kurz vor der Jahrtausend­

wende beschlossene 10+3-Konferenz, 

an der neben den 10 ASEAN-Staaten 

auch Japan, Südkorea und die VR 

China beteiligt sind, -we-

10 China und Indien sind erst­

mals in einen „Sicherheits­

dialog“ eingetreten

Am 6. März 2000 begann in Beijing 

der erste (zweitägige) Sicherheitsdia­

log zwischen jenen beiden bevölke­

rungsreichsten Staaten Asiens, die zu 

Beginn der 50er Jahre, d.h. zur Zeit 

Nehrus und Zhou Enlais noch in ei­

nem „Bruderschaftsverhältnis“ gestan­

den hatten („hindi chini bhai-bhai“: 

„Indien und China sind Bruderlän­

der“), die dann aber 1967 einen Krieg 

geführt und sich anschließend jahr­

zehntelang diplomatisch immer wei­

ter voneinander entfernt hatten, wobei 

sich Indien mit der Sowjetunion ver­

bündete - jenem Staat also, der den 

Chinesen seit 1968 als „hegemonisti­

scher“ Hauptfeind galt!

Erst 1981 begannen sich beide Sei­

ten nach und nach wieder einander 

anzunähern, wobei der Besuch des 

damaligen Ministerpräsidenten Rajiv 

Gandhi in Beijing im Jahre 1988 den 

Durchbruch gebracht zu haben scheint 

(Näheres C.a., 1996/12, Ü 4, und C.a., 

1999/02, S.141).

Lange Zeit hatte es in Südasien auch 

klare Fronten gegeben: Auf der einen 

Seite standen Pakistan und Bangla­

desh, unterstützt von China und den

USA, auf der anderen Seite Indien, 

unterstützt von der Sowjetunion (und 

später Russland).

Diese Konturen beginnen sich seit 

Mitte der 90er Jahre aufzulösen: Die 

indisch-russischen Bindungen haben 

nachgelassen, nicht zuletzt deshalb, 

weil das wirtschaftlich schwache Rus­

sland für Indien nicht mehr besonders 

interessant ist.

Andererseits haben sich die USA im­

mer stärker für Indien zu interessie­

ren begonnen: Im November 1997 bei­

spielsweise besuchte Außenministerin 

Albright die Indische Union. Es war 

dies der erste Besuch eines amerika­

nischen Außenministers seit 17 Jah­

ren. Vor allem aber kam im März 2000 

Präsident Clinton persönlich nach In­

dien und bekundete mit dieser Visite 

(selbst wenn sich ein Pakistan-Besuch 

anschloss), dass sich die amerikani­

schen Interessen mittlerweile auf In­

dien hin zu verlagern beginnen: nicht 

zuletzt aus wirtschaftlichen Erwägun­

gen!

Was China anbelangt, so beginnt sein 

Interesse an Pakistan ebenfalls nach­

zulassen (dazu C.a., 1999/06, S.591- 

595).

Es gibt hier also zahlreiche Verschie­

bungen diplomatischer Art, die in Bei­

jing offensichtlich mit gemischten Ge­

fühlen beobachtet werden, zumal die 

fünf indischen Atomtests vom Mai 

1998 noch frisch im Gedächtnis sind, 

denen wenige Wochen später sechs pa­

kistanische Versuche der gleichen Art 

gefolgt waren; dies gilt auch für die 

Mittelstreckenraketentests, die von In­

dien und Pakistan veranstaltet worden 

sind.

Beunruhigend ferner, dass die bei­

den südasiatischen Staaten sich wei­

gern, die Resolution 1172 des UNO- 

Sicherheitsrats (Atomteststopp) zu 

unterschreiben (XNA, 8.3.00). Statt­

dessen hat der Premierminister der 

hindu-nationalistischen Regierung, 

Vajpayee, gerade Anfang März wie­

der auf die Berechtigung der vor zwei 

Jahren durchgeführten unterirdischen 

Tests („Pokhran II“) gepocht und 

den Anspruch seines Landes auf eine 

glaubwürdige nukleare Abschreckung 

bekräftigt.

Hatte Beijing eine Zeit lang gehofft, 

dass andere Staaten, wie z.B. die USA 

und Japan, die indische Atomtestpoli­
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tik heftig kritisieren würden, so ist es 

über die fast schon „verständnisvollen“ 

Reaktionen dieser Staaten verärgert, 

nicht zuletzt über Japan, das in der 

Atommacht Indien mittlerweile schon 

fast so etwas wie einen Gegenpol zu 

China begrüßt.

Auch die Möglichkeit, dass es zu einer 

strategischen Partnerschaft zwischen 

Neu Delhi und Washington kommen 

könnte, ist für Beijing keine angeneh­

me Perspektive.

Kurzum - es gibt viel zu besprechen 

zwischen China und Indien! Allerdings 

wurde der Sicherheitsdialog nicht auf 

Gipfel-, sondern „lediglich“ auf Staats­

sekretärsebene geführt. Die indische 

Seite war durch den „Sekretär für Ab­

rüstungsfragen“, die chinesische Seite 

durch den „Generaldirektor für Asiati­

sche Angelegenheiten im Außenminis­

terium“ vertreten.

Beide Seiten betonten, sie wollten die 

seit den Pokhran-Tests vom Mai 1998 

gestörten Beziehungen wieder etwas 

aufhellen. Die „Nuklearfrage“ nehme 

dabei einen zentralen Stellenwert ein 

(PTI, in SWB, 6.3.00).

China pochte während der Gespräche 

auf Unterzeichnung des CTBT (Com- 

prehensive Test Band Treaty) durch 

Indien, während dieses wiederum ver­

suchte, Verständnis bei den Chinesen 

dafür zu finden, dass auch Indien über 

eine glaubhafte Abschreckungsmacht 

verfügen müsse.

Am Ende ist bei dem zweitägigen 

Dialog wenig Konkretes herausgekom­

men. Die Parteien verhielten sich denn 

auch sehr zugeknöpft. Doch hatten sie 

im Vorfeld erkennen lassen, dass es 

bereits als Fortschritt zu werten sei, 

wenn man in puncto „Sicherheit“ über­

haupt miteinander ins Gespräch kom­

me. Immerhin waren sich beide Seiten 

darin einig, dass die von ihnen 1954 

gemeinsam aus der Taufe gehobenen 

„Fünf Prinzipien der friedlichen Ko­

existenz“ auch weiterhin das beider­

seitige Verhältnis bestimmen sollten 

(XNA, 17.3.00). -we­

ll Druck auf Japan in der 

Taiwan-, der Rechtsradika­

len- und der Falungong-Fra- 

ge

Ministerpräsident Zhu Rongji hat sei­

ne Absicht bekundet, im Oktober des 

laufenden Jahres Japan zu besuchen. 

Dieser Besuch habe, wie er betonte, 

nichts zu tun mit dem G8-Gipfel, der 

im Juli in Okinawa tagt und zu dem, 

nach einer Anregung von Bundeskanz­

ler Schröder und von Seiten der japa­

nischen Regierung, auch die VR China 

hinzugeladen werden soll.

Der Besuch Zhus scheint allerdings 

noch von einer Reihe von Vorausset­

zungen abhängig gemacht zu werden. 

Zumindest von drei Mindestvoraus­

setzungen geht die chinesische Seite 

aus, nämlich (1) der Nichteinladung 

Li Denghuis nach Japan, (2) einem 

verstärkten Kampf gegen Falungong- 

Anhänger in Japan und (3) von mehr 

Distanz der japanischen Regierung zur 

politischen „Rechten“ ihres Landes.

- In einer Verlautbarung vom 9. 

März wies der Sprecher des Beijing­

er Außenministeriums warnend darauf 

hin, dass ein Besuch des scheiden­

den taiwanischen Staatspräsidenten Li 

Denghui in Japan zu „ernsthaften 

Rückschlägen in den sino-japanischen 

Beziehungen“ führen könnte (XNA, 

10.3.00). Eine solches Geschehen wür­

de ganz gewiss zur Absage der Visite 

Zhu Rongjis führen, und zwar gleich­

gültig, ob Li Denghui z.Z. seines Be­

suchs noch Präsident sei oder nicht 

mehr. Der am 18. März gewählte Chen 

Shuibian wird sein Amt bekanntlich 

erst im Mai antreten (AFP, in FBIS 

EAS, 19.3.00).

- Zweitens verlangt Zhu ein entschlos­

seneres Vorgehen der japanisches Re­

gierung gegen „ultrarechte Gruppie­

rungen“. Besonderen Ärger hat in Chi­

na eine Konferenz im Internationalen 

Friedenszentrum in Osaka vom Janu­

ar 2000 ausgelöst. Die „ultrarechten“ 

Teilnehmer hätten bei diesem Tref­

fen erneut das Nanjing-Massaker von 

1937 in Frage gestellt. Während Chi­

na von 300.000 Morden und Verge­

waltigungen ausgeht, wurden in Osa­

ka schlicht die Fakten geleugnet. Aus 

der Sicht Chinas ist ein solches Ver­

halten nicht weniger verfolgungswür­

dig als etwa die Leugnung des Holo­

caust in Deutschland.

Die japanische Regierung versucht, 

die Führung in Beijing zu beruhi­

gen. Randgruppen wie die in Osaka 

zusammengetretenen „Rechten“ könn­

ten doch ein Jahrhundertereignis wie 

die chinesisch-japanische Wiederver­

söhnung nicht beeinträchtigen (Kyodo, 

in SWB, 7.3.00)!

Verärgert zeigt sich Beijing auch über 

die Schwierigkeiten eines (heute 88- 

jährigen) früheren japanischen Sol­

daten, der die Nanjinger Ereignisse 

von 1937 als Augenzeuge miterlebt 

und der im April 1996 sein damals 

geschriebenes Tagebuch veröffentlicht 

hatte, in dem seine persönlichen Ein­

drücke festgehalten waren. U.a. hatte 

er einen seiner Mitsoldaten dabei be­

obachtet, wie er eigenhändig chinesi­

sche Opfer mit Benzin übergossen und 

angezündet hatte. Statt für die Zivil­

courage der Veröffentlichung belobigt 

zu werden, war er aber wegen Ver­

leumdung angeklagt und dann in der 

Tat auch gerichtlich verurteilt wor­

den, weil bestimmte Einzelheiten sei­

ner Aussage sich angeblich nicht mit 

den Realitäten gedeckt hätten. U.a. 

ging es um einen Weiher, in den ei­

nes der Opfer angeblich hineingesto­

ßen worden sei. Dieser Weiher exis­

tiere nicht, hieß es in der Urteils­

begründung. Mittlerweile haben rund 

60.000 Chinesen Briefe an die „Ge­

denkhalle des Nanjing-Massakers“ ge­

sandt, in denen sie darauf hinwiesen, 

dass die Behauptungen des Tagebuch­

schreibers bis in die Einzelheiten hin­

ein richtig seien. Der Mann verdie­

ne die Unterstützung des chinesischen 

Volkes (XNA, 5.3.00).

- Ein dritter Punkt, bei dem Chi­

na auf Japan Druck ausübt, ist die 

Forderung, Anhänger der mittlerwei­

le in China verbotenen Falungong- 

Sekte auch in Japan unter Verfolgung 

zu stellen, zumindest aber Aktivitä­

ten dieser Sekte nicht einfach hinzu­

nehmen. Diese Forderung richtete sich 

vor allem an die Stadtverwaltung von 

Tokyo, die jedoch umgehend zu ver­

stehen gab, dass ihr in diesem Fall 

durch das Recht auf Versammlungs­

freiheit die Hände gebunden seien.

Die chinesische Seite will Argumente 

dieser Art jedoch nicht gelten lassen, 

sondern verweist darauf, dass ja auch 

Japan seine liebe Not mit Sekten habe 

und voll damit befasst sei, einige der 

besonders dubiosen Bünde, u.a. den 

Aleph-Kult (früher bekannt als Aum- 

Sekte) zu zerschlagen. Die Aum-Sekte 

hatte bekanntlich im März 1995 einen 

Giftgas-(Sarin)-Anschlag in der To- 

kyoter U-Bahn durchgeführt und da­

bei 12 Personen getötet und Dutzende 
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anderer schwer verletzt (AFP, in FBIS 

EAS, 7.3.00).

Tokyos Stadtoberhaupt, der bekannte 

Nationalist Ishihara Shintaro, hat das 

chinesische Verlangen mittlerweile als 

„regelrechte Einmischung in die inne­

ren Angelegenheiten der Stadt“ kriti­

siert (ebd.).

Japan hat sich seit Jahren daran ge­

wöhnt, chinesische Vorstellungen, die 

in anderen Staaten auf der Stelle als 

„Intervention“ empfunden würden, be­

harrlich als Ausdruck bilateraler Son­

derbeziehungen zu betrachten - und 

sie offiziell nicht weiter zu verübeln, 

-we-

12 Spannungen zwischen Süd­

korea und den in China le­

benden Auslandskoreanern

Südkorea, das 1992 mit der VR China 

diplomatische Beziehungen aufgenom­

men hat, ist mit diesem Schritt trotz 

einer wirtschaftlich immer enger wer­

denden Zusammenarbeit bis auf den 

heutigen Tag nicht so Recht froh ge­

worden. Dies hängt zum einen da­

mit zusammen, dass die VR China an 

Nordkorea nach wie vor Waffen liefert 

(1999 beispielsweise für 17 Mio. US$) 

( Yonhap, in SWB, 9.3.00) und mit ihm 

auch Handelsbeziehungen unterhält, 

die sich 1999 im bilateralen Verhält­

nis auf 370 Mio. US$ belaufen haben, 

sondern dass es darüber hinaus auch 

immer wieder zu Streitigkeiten über 

Fischfanggebiete kommt, die trotz ei­

nes bilateralen Abkommens vom No­

vember 1997 noch keineswegs beendet 

sind (Yonhap, in SWB, 14.3.00).

Neuerdings kommt noch eine zusätz­

licher, für Ausländer merkwürdiger 

Streit hinzu, der sich zwischen Süd­

korea und den in China lebenden 

Auslandskoreanern ergeben hat.’ Der 

Grund dafür liegt darin, dass seit 1992 

immer mehr „chinesische Auslandsko­

reaner“ ohne Erlaubnis nach Südkorea 

gekommen sind, um der Armut in ih­

rem Gastland zu entfliehen und sich, 

wie es heißt, den „koreanischen Traum 

im Mutterland zu erfüllen“.

Zwar gibt es ein südkoreanisches Ge­

setz, das Auslandskoreanern den glei­

chen Status gewährt wie den Mutter­

landkoreanern. Davon sind jedoch die 

in China lebenden Auslandskoreaner 

ausgeschlossen, weil das Gesetz nur 

solche Personen begünstigen soll, die 

die Republik Korea nach ihrer Ausru­

fung im Jahre 1948 verlassen haben. 

Die meisten „chinesischen Koreaner“ 

sind demgegenüber lange vorher be­

reits nach China ausgewandert, vor al­

lem in den Jahren der japanischen Ko­

lonialzeit (1910-1945).

Da die Zahl der illegal nach Südko­

rea infiltrierten „chinesischen Korea­

ner“ schon bald in die Tausende ging 

(genauere Zahlen sind nicht bekannt), 

ergriff die südkoreanische Regierung 

Ende der 90er Jahre Gegenmaßnah­

men - mit der Folge, dass es nun un­

ter den ethnischen Koreanern in China 

immer häufiger zu feindlichen Emotio­

nen gegenüber Südkorea und zu Über­

griffen gegen Landsleute aus Südko­

rea kommt (Yonhap, in FBIS EAS, 

7.3.00). Diese Stimmung hat sich an­

geblich noch dadurch verschärft, dass 

viele ethnische Koreaner, die in Chi­

na keine Ehefrau finden, beobachten 

müssen, wie 60.000 „chinesische Ko­

reanerinnen“ mittlerweile nach Südko­

rea ausgewandert sind, um sich dort 

zu verheiraten.

Im Gefolge der hier aufkommenden 

Spannungen ist es zur Entführung 

zahlreicher durch die VRCh reisender 

Südkoreaner gekommen. „Kriminelle 

Akte“ dieser Art haben sich 1999 auf 

182 Fälle belaufen, wobei 218 südko­

reanische Opfer betroffen waren, von 

denen 17 sogar ums Leben kamen 

(Yonhap, in FBIS EAS, 1.3.00).

Am 2. März appellierten das Außen­

ministerium und das Handelsminis­

terium Südkoreas an die Regierung 

in Beijing, Besucher aus Südkorea 

verstärkt zu beschützen. Bisher sei­

en Klagen dieser Art von chinesischen 

Behörden ignoriert worden. Wenn die­

se wenig freundliche Haltung andaue­

re, könne es zur Beeinträchtigung der 

guten Tourismus- und Handelsbezie­

hungen mit Südkorea kommen (Yon­

hap, in FBIS CHI, 13.3.00). -we­

iß Gesetzgebungspläne für 

2000

Bei der dritten Sitzung des IX. NVK 

gab NVK-Vorsitzender Li Peng Pläne 

für das laufende Jahr bekannt. Erlas­

sen werden sollen Gesetze gegen Mo­

nopole und gegen Dumping sowie über 

die soziale Sicherheit, über Eigentums­

fragen und über staatliche Wertpapie­

re. Ferner sind Vorschriften über Wis­

senschaft und Technologie, über Ban­

kendienste und über den Außenhandel 

geplant.

Novelliert werden sollen die Gesetze 

über Handelsmarken, über Patente, 

über regionale Autonomie und über 

Ehefragen. Auch das Körperschaftsge­

setz bedarf noch einer Verbesserung 

(XNA, 10.3.00).

Befassen will sich die Gesetzgebung 

ferner mit der heiklen Frage von Or­

gantransplantationen (XNA, 12.3.00) 

und mit der Verbesserung der Grenz­

verwaltung (XNA, 12.3.00).

Als Meilenstein ist das „Gesetz über 

die Gesetzgebung“ gedacht, in dem vor 

allem die Zuständigkeitsabgrenzungen 

zwischen der NVK-Vollversammlung, 

dem Ständigen Ausschuss des NVK, 

dem Staatsrat und den Volkskongres­

sen der Provinzen präzisiert werden 

sollen (XNA, 4.3.00).

Änderungen der Gesetzeslage sind 

mittlerweile auch so richtig sichtbar 

geworden, z.B. bei der Justiz: Im Lau­

fe des Jahres sollen nämlich die Mi­

litäruniformen der Richter durch Ro­

ben ersetzt werden, wie sie im We­

sten üblich sind. Nach gutem chinesi­

schen Brauch soll diese Änderung aber 

nicht auf einen Schlag erfolgen, son­

dern zunächst in einigen Gebieten er­

probt werden, vor allem in Beijing, 

Shanghai und drei weiteren Städten, 

-we-

Innenpolitik

14 Jahrestagung des Nationa­

len Volkskongresses - Ver­

lust von eben erst gewonne­

nem politischen Terrain?

Vom 5. bis 15. März 2000 hat die 

3. Jahrestagung des IX. Nationalen 

Volkskongresses stattgefunden, zu der 

2.895 Abgeordnete in Beijing zusam­

menkamen. Wie im letzten Jahr fiel 

die Tagungsdauer mit nur elf Tagen 

deutlich kürzer als in den Vorjahren 

aus.

Das Ereignis wurde in der interna­

tionalen wie auch in der nationalen 

Wahrnehmung durch die Präsident­




